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Nr. 48 Donnerstag, 28. November 2024

Nr. 1 Jahreshauptversammlung 
der Jagdgenossenschaft 
Kölburg

Am Freitag den 29. Novem-
ber 2024 um 20.00 Uhr findet im 
Feuerwehrhaus in Kölburg die Jah-
resversammlung der Jagdgenossen-
schaft Kölburg statt.
Tagesordnung:
1. Begrüßung
2. Protokoll der letzten Jagdver-

sammlung
3. Kassenbericht mit Kassenprüfung 
4. Aktualisierung des Jagdkatasters
5. Verwendung des Jagdschillings
6. Jagdvergabe

6.1  Abstimmung über Art der 
Jagdvergabe

6.2  Beratung und Abstimmung 
über vorliegende Angebote 

7. Neuwahlen
8. Wünsche und Anträge
Alle Veränderungen der Eigentums-
verhältnisse sind dem Jagdvorsteher 
unaufgefordert vorzulegen.

Herzliche Einladung an alle Jagd-
genossen!

Die Vorstandschaft

Nr. 2 Erdaushubdeponie in 
Monheim

Die Erdaushubdeponie ist nach 
vorheriger Vereinbarung mit dem 
Deponiewart, Tel.: 0151/12993033 
von Montag bis Freitag geöffnet.  
Anmeldungen am Vortag!  
Kleinmengen werden nur noch ent-
gegengenommen, wenn zeitgleich 
eine größere Anlieferung stattfindet. 
Die Gebühren hierfür sind sofort zu 
bezahlen.

Nr. 3 Recyclinghof und 
Grünabfallsammelplatz 
Monheim  

Der Recyclinghof mit Grünab-
fallsammelplatz an der Nürnberger 
Straße ist von Dezember bis Februar 
am Samstag von 09.00 – 13.00 Uhr 
geöffnet.

Wir bitten um Beachtung!  
Es werden sowohl Sperrmüll als 
auch Kühlgeräte angenommen. Die 
dafür anfallenden Gebühren sind so-
fort zu entrichten.

Nähere Informationen erhalten 
Sie auch unter   
www.awv-nordschwaben.de.

Günther Pfefferer 
Erster Bürgermeister 

Verwaltungsgemeinschaft Mon-
heim (Stadt Monheim sowie die 
Gemeinden Buchdorf, Daiting, 

Rögling und Tagmersheim)

A) Gemeinde Daiting

Nr. 1 Vollzug des Wasserge-
setzes;  
Erteilung einer 
gehobenen wasser-
rechtlichen Erlaubnis 
für die Einleitung von 
Niederschlagswasser 
aus den Regenwasser-
kanälen des Baugebietes 
„Beim Pumphaus“ über 
zwei Regenrückhal-
tebecken auf Fl.-Nr. 1/4 
der Gemarkung Daiting 
in die Ussel auf dem 
Grundstück Fl.-Nr. 94/3 
der Gemarkung Daiting 
durch die Gemeinde 
Daiting

Das Landratsamt Donau-Ries 
hat in der vorgenannten Angelegen-
heit mit Datum vom 07.11.2024 den 
wasserrechtlichen Erlaubnisbescheid 
erlassen.

Gemäß Art. 74 Abs. 4 des Baye-
rischen Verwaltungsverfahrensgesetz 
liegen der Bescheid des Landrat-

samtes Donau-Ries vom 07.11.2024, 
Aktenzeichen 42-64-11/2.13 sowie 
die dem Bescheid zugrunde liegen-
den, mit Prüf- und Erlaubnisvermerk 
versehenen Antragsunterlagen und 
Pläne in der Zeit vom 28.11.2024 
bis einschließlich 12.12.2024 in 
der Geschäftsstelle der Verwaltungs-
gemeinschaft Monheim, Zimmer Nr. 
106, während der allgemeinen Ge-
schäftszeiten zur Einsicht aus.

Es wird darauf hingewiesen, dass 
mit dem Ende der Auslegungsfrist 
der Bescheid gegenüber den übrigen 
Betroffenen als zugestellt gilt.

Daiting, 28.11.2024 
Roland Wildfeuer 

Erster Bürgermeister

B) GEMEINDE RÖGLING

Nr. 1 Sitzung des Gemein-
derates Rögling

Am Dienstag, den 03.12.2024 
um 19.00 Uhr findet im Gemeinde-
zentrum Rögling die Sitzung des Ge-
meinderats Rögling statt. 
Tagesordnung:
1. Vorlage der Niederschrift über die 

örtliche Rechnungsprüfung mit 
Feststellung und Entlastung der 
Jahresrechnung 2023

2. Festsetzung der Hebesätze für die 
Grundsteuer A sowie Grundsteu-
er B zum 01.01.2025

3. Zuschuss für Sanierungsmaß-
nahme an der Johanneskapelle - 
Antrag Pfarrer Tobias Scholz

4. Ertüchtigung der Sirenenanlage 
von analoger auf digitale Funk-
technik

5. Bekanntgaben
anschließend nichtöffentliche Sit-
zung

Auernhammer  
Erster Bürgermeister

C)  GEMEINDE   
TAGMERSHEIM

Nr. 1 Sitzung des Gemein-
derates Tagmersheim

Am Dienstag, den 03.12.2024 
um 19.00 Uhr findet im Sitzungs-
saal im Gemeindehaus Tagmersheim 
die Sitzung des Gemeinderates Tag-
mersheim statt. 
Tagesordnung:
1. „Scheckübergabe“ der Freibadi-

nitiative - Ertrag aus dem Frei-
badkiosk 2024

2. Erneuerung des Forstwirtschafts-
plans (2024-2043) für den Ge-
meindewald Tagmersheim - Infor-
mation durch Förster Weber

3. Vollzugsbekanntmachung zum 
Kommunalen Unternehmerrecht

4. Ertüchtigung der 4 gemeindlichen 
Sirenenanlagen von analoger auf 
digitale Funktechnik

5. Durchführung eines kommunalen 
Sturzfluten- Risikomanagements

6. Annahme einer Spende der Spar-
kassenstiftung Donauwörth

7. Bekanntgaben
anschließend nichtöffentliche Sit-
zung

Riedelsheimer 
Erste Bürgermeisterin

Nr. 2 Berichtigung, Erlass 
der Hebesatzsatzung 
für die Grundsteuer ab 
01.01.2025

Satzung 
über die Festsetzung  

der Grundsteuerhebesätze 
der Gemeinde Tagmersheim 

(Hebesatzsatzung) 
vom 12.11.2024

Aufgrund des Art. 22 Abs. 2, Art. 
23 ff. der Gemeindeordnung für den 
Freistaat Bayern in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22.02.1998 
(GVBl. S 796), zuletzt geändert 
durch die § 1 Abs. 6 der Verord-
nung vom 04.06.2024 (GVBl. S. 
796) und Art. 18 des Bayerischen 
Kommunalabgabengesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 
04.04.1993 ((GVBl. 264), zuletzt 
geändert durch § 1 Abs. 10 der Ver-
ordnung vom 04.06.2024 (GVBl. 
S. 98) in Verbindung mit § 25 Abs. 
1 und 2 des Grundsteuergesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 07.08.1973 ((BGBl. I S. 965), 
zuletzt geändert durch Artikel 21 des 
Gesetzes vom 16.12.2022 (BGBl. 
I S. 2294)) und Art. 5 des Baye-
risches Grundsteuergesetzes vom 

10.12.2021 ((GVBl. S. 638), zuletzt 
geändert durch Art. 9 des Gesetzes 
vom 21.04.2023 (GVBl. S. 128)) 
erlässt die Gemeinde Tagmersheim 
folgende Satzung:

§ 1 Hebesätze
Die Steuersätze (Hebesätze) für 

nachstehende Gemeindesteuern 
werden ab dem 01.01.2025 wie folgt 
festgesetzt:
1. Grundsteuer A (für die land- und 

forstwirtschaftlichen Betriebe) 
350 v. H.

2. Grundsteuer B (für Grundstücke) 
160 v. H.

§ 2 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.01.2025 

in Kraft.
Tagmersheim, 12.11.2024  

GEMEINDE  
Riedelsheimer 

Erste Bürgermeisterin

D)  ZWECKVERBAND ZUR  
WASSERVERSORGUNG 
DER USSELBACH-  
GRUPPE

Nr. 1 Neuerlass der Geschäfts-
ordnung des Zweckver-
bandes zur Wasser-
versorgung der 
Usselbachgruppe

Geschäftsordnung 
des Zweckverbandes zur Wasser-
versorgung der Usselbachgruppe

Der Zweckverband zur Wasserver-
sorgung der Usselbachgruppe gibt 
sich aufgrund Art. 26 Abs. 1 Komm-
ZG in Verbindung mit Art. 45 Abs. 
1 GO durch Beschluss der Verbands-
versammlung vom 25.07.2024 die 
folgende Geschäftsordnung:

§ 1 
Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung ist zu-
ständig für die Aufgaben nach Art. 
34 Abs. 2 KommZG und § 8 der Ver-
bandssatzung.

§ 2 
Verbandsausschuss

Ein Verbandsausschuss wird nicht 
bestellt. Für den Rechnungsprü-
fungsausschuss gilt § 19 Abs. 2 der 
Verbandssatzung.

§ 3 
Verbandsräte

(1) Den Verbandsräten stehen in 
Verbandsangelegenheiten Be-
fugnisse außer der Teilnahme an 
der Verbandsversammlung nur 
zu, wenn und soweit ihnen be-
stimmte Angelegenheiten aus-
drücklich übertragen werden.

(2) Über die Gewährung von Ak-
teneinsicht an Verbandsräte und 
deren Stellvertreter entscheidet 
der Verbandsvorsitzende nach 
pflichtgemäßem Ermessen.

(3)  Verbandsräte können in den Sit-
zungen eines Ausschusses, dem 
sie nicht angehören, als Zuhö-
rer anwesend sein, auch wenn 
die Sitzung nicht öffentlich ist. 
Ein Mitspracherecht steht ihnen 
nicht zu.

(4)  Ist ein Verbandsrat gemäß Art. 
26 Abs. 1 KommZG/Art. 49 GO 
wegen persönlicher Beteiligung 
von Beratungen und Abstim-
mungen ausgeschlossen, so muss 
er den Sitzungsraum verlassen, 
wenn Beratung und Abstim-
mung in nichtöffentlicher Sit-
zung erfolgen. Dies gilt sowohl 
für die Entscheidung über die 
Voraussetzung des Ausschlusses 
als auch für die Beratung und 
Abstimmung über den sach-
lichen Beratungsgegenstand.

§ 4 
Verbandsvorsitzender

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt 
den Zweckverband nach außen.

(2) Er bereitet die Sitzungsgegen-
stände der Verbandsversamm-
lung vor und vollzieht deren Be-
schlüsse. Falls er ihre Beschlüsse 
als rechtswidrig beanstandet und 
deren Vollzug aussetzt, hat er die 
Verbandsversammlung in der 
nächsten Sitzung zu verständi-
gen.

(3)  Der Verbandsvorsitzende erle-
digt in eigener Zuständigkeit, die 
laufenden Angelegenheiten, die 
für den Verband keine grund-
sätzliche Bedeutung haben und 
keine erheblichen Verpflich-
tungen erwarten lassen. Laufen-

de Angelegenheiten sind insbe-
sondere:
1.  nach gesetzlichen Vorschrif-

ten, Satzungen, Tarifen, Ord-
nungen und dergleichen ab-
zuschließende Geschäfte des 
täglichen Verkehrs,

2.  im täglichen Verkehr sonst ab-
zuschließende Kauf-, Miet-, 
Pacht- und Werk-, Dienst- 
und Gestattungsverträge,

3.  sonstige Geschäfte, die in ei-
nen Geldwert von 10.000,00 
€ im Einzelfall nicht überstei-
gen oder wiederkehrende Ver-
pflichtungen, sofern die Ge-
samtverpflichtung 20.000,00 
€ nicht übersteigt,

4.  Vergabe von Bauaufträgen, 
soweit sie den Betrag von 
10.000,00 € im Einzelfall 
nicht übersteigen.

(4) Der Verbandsvorsitzende hat 
den Zweckverband in Planung, 
Bau, Betrieb und Verwaltung zu 
überwachen. 

(5) Der Verbandsvorsitzende ist be-
fugt, im Rahmen der verfüg-
baren Mittel Anschaffungen von 
Geschäfts- und Betriebsbedarf 
im Einzelfall bis zum Höchstbe-
trag von 10.000,00 € zu tätigen. 
Die Verbandsversammlung kann 
diese Ermächtigung für einzelne 
Gruppen von Angelegenheiten 
im Einzelfall erhöhen.

(6) Der Verbandsvorsitzende ist be-
fugt, Unterhaltungs- und In-
standsetzungsarbeiten im Ein-
zelfall bis zum Betrag von 
10.000,00 € in Auftrag zu geben.

(7) Der Verbandsvorsitzende ist zum 
Abschluss von Verträgen über 
den Erwerb oder Tausch von 
Grundstücken bis zum Wert von 
10.000,00 € im Einzelfall be-
rechtigt. Außerdem ist er zum 
Erwerb von Rechten an Grund-
stücken Dritter zugunsten des 
Verbandes befugt; hierzu gehö-
ren insbesondere Grunddienst-
barkeiten, Gestattungs- und 
Nutzungsverträge. Er kann fer-
ner unbebaute und für betrieb-
liche Zwecke nicht benötigte 
Grundstücke oder Grundstück-
steile des Zweckverbandes ver-
pachten.

(8)  Der Verbandsvorsitzende kann 
über bewegliches Verbandsver-
mögen im Wert bis zu 10.000,00 
€ im Einzelfall verfügen. Der 
Verbandsvorsitzende ist befugt, 
dem Verbandszweck dienen-
de bewegliche Sachen, kurzfri-
stig an Dritte zur Benutzung zu 
überlassen, soweit sie vorüberge-
hend entbehrlich sind.

(9) Durch besonderen Beschluss der 
Verbandsversammlung können 
dem Verbandsvorsitzenden un-
beschadet des § 11 der Verbands-
satzung weitere Angelegenheiten 
zur selbständigen Erledigung 
übertragen werden.

§ 5 
Unaufschiebbare  
Angelegenheiten

(1) Der Verbandsvorsitzende unter-
richtet die Verbandsversamm-
lung in ihrer nächsten Sitzung 
über die von ihm besorgten drin-
genden Anordnungen und un-
aufschiebbaren Geschäfte.

(2) Bei Notständen im Betrieb oder 
dringenden betriebstechnischen 
Maßnahmen, die erhebliche Ver-
pflichtungen erwarten lassen, hat 
der Verbandsvorsitzende umge-
hend die Verbandsversammlung 
zu einer Sitzung einzuberufen.

§ 6 
Personal

Der Zweckverband beschäftigt 
kein eigenes Personal; die Verwal-
tungstätigkeiten werden von der Ver-
waltungsgemeinschaft Monheim 
aufgrund der Zweckvereinbarung 
vom 18.07.1991 wahrgenommen, 
die technische Leitung ist mit Ver-
trag der Stadt Monheim übertragen. 
Die Bauhofmitarbeiter der Gemein-
den Daiting und Tagmersheim wer-
den bei Bedarf hinzugezogen.

§ 7 
Kassen- und Rechnungswesen

(1) Der Verbandsvorsitzende ist zur 
Aufnahme von Kassenkrediten 
im Rahmen des haushaltsmäßig 
festgesetzten Höchstbetrages be-
fugt.

(2) Gemäß § 18 der Verbandssat-

zung werden die Kassenge-
schäfte von der Verwaltungsge-
meinschaft Monheim geführt. 
Der Kassenaufsichtsbeamte ist 
Kassenaufsichtsbeamter der 
Kasse des Wasserzweckverbands. 
Dieser hat sich laufend über den 
Zustand und die Führung der 
Verbandskasse zu unterrichten. 
Die regelmäßigen Kassenprü-
fungen obliegen dem Kassen-
aufsichtsbeamten; die unvermu-
teten Kassenprüfungen sind von 
diesem vorzunehmen.

§ 8 
Übertragung von Befugnissen

(1) Dem Verbandsvorsitzenden ste-
hen für seine Geschäfte die Be-
diensteten der Verwaltungsge-
meinschaft Monheim zur Seite.

(2) Der Verbandsvorsitzende kann 
einzelne seiner Befugnisse sei-
nem Stellvertreter und in Ange-
legenheiten der laufenden Ver-
waltung und der technischen 
Betriebsführung sowie beim 
Vollzug der Beschlüsse der Ver-
bandsversammlung allgemein 
für näher bezeichnete Aufgaben-
kreise oder von Fall zu Fall für 
einzelne Angelegenheiten den 
Bediensteten der Verwaltungs-
gemeinschaft Monheim übertra-
gen und insoweit Zeichnungsbe-
fugnis erteilen.

(3) Soweit Verpflichtungserklä-
rungen für den Zweckverband im 
Einzelfall nicht erheblich sind, 
können die Bediensteten der 
Verwaltungsgemeinschaft Mon-
heim vom Verbandsvorsitzen-
den allgemein oder im Einzelfall 
bevollmächtigt werden; dies gilt 
nicht für Verpflichtungen zu wie-
derkehrenden Leistungen.

§ 9 
Geschäftsstelle

(1) Die Geschäftsstelle des Zweck-
verbandes befindet sich bei der 
Sitzgemeinde. Sie dient der Un-
terstützung der Verbandsorgane 
und erledigt die Büroarbeiten 
für Verwaltung und Betrieb des 
Zweckverbandes. Die Geschäfts-
stelle untersteht den Weisungen 
des Verbandsvorsitzenden.

(2) Die Geschäftsstelle berichtet 
mindestens jährlich über das 
Verbandsgeschehen.

§ 10 
Geschäftsgang

(1) Verbandsversammlung und Ver-
bandsvorsitzender sorgen für 
den ordnungsgemäßen Gang 
der Geschäfte, insbesondere für 
den Vollzug der gesetzlichen Vor-
schriften und die Durchführung 
der staatlichen Anordnungen. 

(2) Die Verbandsversammlung be-
schließt in Sitzungen. Eine Be-
schlussfassung durch münd-
liche Befragung außerhalb der 
Sitzungen oder in sogenann-
ten Umlaufverfahren ist ausge-
schlossen. 

(3) Die Mitglieder der Verbands-
versammlung sind verpflichtet, 
an den Sitzungen und Abstim-
mungen teilzunehmen. Im Falle 
ihrer Verhinderung sorgen sie für 
die Teilnahme ihres Stellvertre-
ters. Wenn beide verhindert sind, 
ist dies rechtzeitig vor der Sit-
zung dem Verbandsvorsitzenden 
mitzuteilen.

(4) Die Einberufung der Verbands-
versammlung richtet sich nach 
dem KommZG und der Ver-
bandssatzung.

(5) Der Verbandsvorsitzende setzt 
die Tagesordnung für die Ver-
bandsversammlung fest.

(6) In fachtechnischen Angelegen-
heiten von besonderer Bedeu-
tung holt der Verbandsvorsitzen-
de rechtzeitig für die Beratung 
schriftliche Stellungnahmen der 
Fachbehörden ein.

(7) Die Behandlung von Angelegen-
heiten in der Verbandsversamm-
lung kann von jedem Verbands-
rat schriftlich beantragt werden. 
Der Antrag ist zu begründen und 
muss zehn Tage vor der Sitzung 
beim Verbandsvorsitzenden vor-
liegen.

(8) Ob später eingehende Anträ-
ge bei der auf die Antragstel-
lung folgende Sitzung behan-
delt werden, entscheidet die 
Verbandsversammlung. Eben-
so entscheidet sie, ob über ei-

nen erst unmittelbar vor oder 
während der Sitzung als drin-
gend gestellten Antrag beraten 
und abgestimmt werden soll. 
Nicht rechtzeitig gestellte Anträ-
ge, die Ermittlungen oder Über-
prüfungen, die Beiziehung von 
Akten oder die Befragung nicht 
anwesender Personen notwen-
dig machen, müssen auf Antrag 
eines Verbandsrates bis zur näch-
sten Verbandsversammlung zu-
rückgestellt werden.

(9) Die Verbandsmitglieder werden 
mit ihrem Einverständnis elek-
tronisch zu den Sitzungen ein-
geladen, indem der Sitzungster-
min und der Sitzungsort durch 
eine E-Mail und die Tagesord-
nung durch einen mit E-Mail 
versandten Link auf ein in einem 
technisch individuell gegen Zu-
griffe Dritter geschützten Be-
reich (Ratsinformationssystem) 
eingestelltes und abrufbares Do-
kument mitgeteilt werden. Die 
Tagesordnung kann bis späte-
stens 12 Uhr des 3. Tages vor 
der Sitzung ergänzt werden. Der 
Tagesordnung sollen weitere 
Unterlagen, insbesondere Be-
schlussvorlagen, beigefügt wer-
den, wenn und soweit das sach-
dienlich ist und Gesichtspunkte 
der Vertraulichkeit sowie des Da-
tenschutzes nicht entgegenste-
hen. Die weiteren Unterlagen 
werden grundsätzlich nur elek-
tronisch im Ratsinformations-
system gemäß Abs. 9 Satz 1 zur 
Verfügung gestellt. Die Ladungs-
frist beträgt 4 Tage; sie kann in 
dringenden Fällen auf 3 Tage 
verkürzt werden. Der Sitzungs-
tag und der Tag des Zugangs der 
Ladung werden bei der Berech-
nung der Frist nicht mitgerech-
net.

(10) Die Tagesordnung geht zu, wenn 
die E-Mail nach Abs. 9 Satz 1 
im elektronischen Briefkasten 
des Empfängers oder bei seinem 
Provider abrufbar eingegan-
gen und üblicherweise mit der 
Kenntnisnahme zu rechnen ist.

(11) In der Tagesordnung sind die 
Beratungsgegenstände einzeln 
und inhaltlich konkretisiert zu  
benennen, damit es den Ver-
bandsmitgliedern ermöglicht 
wird, sich auf die Behandlung 
der  jeweiligen Gegenstände 
vorzubereiten. Soweit die Kon-
kretisierung schutzwürdige Da-
ten  enthalten, sollten diese den 
Verbandsmitgliedern regelmäßig 
gesondert zur Verfügung  
gestellt werden. Satz 1 und 2 
gilt sowohl für öffentliche als 
auch für nichtöffentliche  
Sitzungen.

(12) Der Vorsitzende beruft die Ver-
bandsversammlung ein, wenn 
die Geschäftslage es erfordert  
oder wenn ein Viertel der Ver-
bandsmitglieder es schriftlich 
oder elektronisch unter Be-
zeichnung des Beratungsgegen-
standes beantragt (Art. 46 Abs. 2 
Sätze 2 und 3 GO).

§ 11 
Sitzungsverlauf

(1) Der Vorsitzende leitet die Ver-
handlungen in der Verbands-
versammlung und handhabt die 
Ordnung während der Sitzung.

(2) Zu den öffentlichen Sitzungen 
der Verbandsversammlung ha-
ben Zuhörer nach Maßgabe des 
verfügbaren Raumes Zutritt.

(3) Für die Presse und Medien ist 
stets die erforderliche Zahl von 
Plätzen freizuhalten. Ton- und 
Bildaufnahmen können von dem 
Vorsitzenden zugelassen werden, 
wenn kein Verbandsrat wider-
spricht.

(4) Zuhörer, die den Verlauf der Sit-
zung durch Eingreifen in die Ver-
handlung oder ungebührliches 
Verhalten stören, können durch 
den Vorsitzenden aus dem Sit-
zungssaal gewiesen werden.

(5) Die Verbandsversammlung tagt 
grundsätzlich öffentlich. In 
nichtöffentlicher Sitzung werden 
behandelt:
1. Personalangelegenheiten,
2.  Verträge in Grundstücksange-

legenheiten,
3.  sonstige Angelegenheiten, de-

ren Geheimhaltung durch 
Gesetz vorgeschrieben, nach 



der Natur der Sache erforder-
lich oder durch die Verbands-
versammlung beschlossen ist, 
insbesondere Wirtschaftsan-
gelegenheiten Dritter. 

  Über den Ausschluss der Öf-
fentlichkeit wird in nichtöf-
fentlicher Sitzung beraten 
und entschieden.

(6) Die Verbandsversammlung 
nimmt in der Regel folgenden 
Verlauf:
1.  Eröffnung der Sitzung durch 

den Vorsitzenden;
2.  Feststellung der ordnungsge-

mäßen Ladung und der An-
wesenheit sowie Mitteilung 
von Entschuldigungen durch 
den Vorsitzenden;

3.  Feststellung der Beschlussfä-
higkeit der Verbandsversamm-
lung durch den Vorsitzenden;

4.  Mitteilung über Tätigkeiten 
des Verbandsvorsitzenden an-
stelle der Verbandsversamm-
lung (unaufschiebbare Ange-
legenheiten);

5.  Bekanntgabe amtlicher Mit-
teilungen, erforderlichenfalls 
Beratung und Beschlussfas-
sung hierüber;

6.  Beratung und Beschlussfas-
sung über die Tagesordnungs-
punkte;

7.  Behandlung der Anträge und 

Anfragen, die nicht in der Ta-
gesordnung enthalten sind, 
in der Reihenfolge ihres Ein-
gangs;

8.  Schließung der Sitzung durch 
den Vorsitzenden.

§ 12 
Beratung der  

Sitzungsgegenstände
(1) Nach der Berichterstattung und 

dem Vortrag der Sachverständi-
gen eröffnet der Vorsitzende die 
Beratung.

(2) Ein Verbandsrat oder ein Be-
hördenvertreter darf in der Ver-
bandsversammlung nur dann 
sprechen, wenn ihm der Vorsit-
zende das Wort erteilt hat. Der 
Vorsitzende erteilt das Wort in 
der Reihenfolge der Wortmel-
dung, bei gleichzeitiger Wort-
meldung nach seinem Ermessen. 
Er kann jederzeit selbst das Wort 
ergreifen.

(3) Die Redner sprechen von ihrem 
Platz aus, die Anrede ist an den 
Vorsitzenden und die Verbands-
räte, nicht an die Zuhörer zu 
richten. Die Redner haben sich 
an den zur Beratung stehenden 
Gegenstand zu halten und nicht 
vom Thema abzuweichen.

(4) Während der Beratung sind nur 
zulässig:
1.  Anträge zur Geschäftsord-

nung, für die das Wort außer 
der Reihe sofort zu erteilen ist 
und über die sofort zu beraten 
und zu entscheiden ist,

2.  Zusatz- oder Änderungsan-
träge oder Anträge auf Zu-
rückziehung.

(5) Der Vorsitzende und der An-
tragsteller haben das Recht zur 
Schlussäußerung.

(6) Bei Verletzung der vorstehenden 
Grundregeln ist der Vorsitzen-
de berechtigt, zur Ordnung zu 
rufen, auf den Verstoß aufmerk-
sam zu machen und bei weiterer 
Nichtbeachtung das Wort zu ent-
ziehen.

(7) Falls Ruhe und Ordnung nicht 
anders wiederherzustellen sind, 
kann der Vorsitzende die Sitzung 
unterbrechen oder aufheben. 
Eine unterbrochene Sitzung ist 
spätestens am nächsten Werktag 
fortzuführen; einer neuerlichen 
Ladung bedarf es nicht. Die Be-
ratung ist an dem Punkt, an dem 
die Sitzung unterbrochen wurde, 
fortzusetzen.

§ 13 
Abstimmung

(1) Nach dem Schluss der Beratung 
lässt der Vorsitzende abstimmen.

(2) Stehen mehrere Anträge zur Ab-
stimmung, so wird über sie in 
der nachstehenden Reihenfolge 

abgestimmt:
1.  Anträge zur Geschäftsord-

nung,
2.  Änderungsanträge,
3. weitergehende Anträge,
4.  zuerst gestellte Anträge, so-

fern später gestellte Anträge 
nicht unter Nr. 1 und 3 fallen.

(3) Vor jeder Abstimmung hat der 
Vorsitzende die Abstimmungs-
frage so zu formulieren, dass sie 
mit „Ja“ oder „Nein“ beantwor-
tet werden kann.

(4) Es wird grundsätzlich durch 
Handaufheben abgestimmt.

(5) Wenn das Ergebnis der Abstim-
mung nicht eindeutig feststellbar 
ist oder wenn Verbandsräte, die 
zusammen mindestens ein Vier-
tel der Stimmen des Verbandes 
vertreten, es verlangen, ist na-
mentlich nach Aufruf abzustim-
men.

(6)  Der Vorsitzende zählt die Stim-
men. Er kann sich bei der na-
mentlichen Abstimmung eines 
Ausschusses bedienen, den er 
nach Vorschlägen aus der Mitte 
der Verbandsversammlung be-
stellt. Das Abstimmungsergeb-
nis ist unmittelbar nach der Ab-
stimmung bekanntzugeben und 
in der Niederschrift festzuhalten.

(7)  Über einen bereits zur Abstim-
mung gebrachten Antrag kann in 

derselben Sitzung die Beratung 
und Abstimmung nicht noch-
mals aufgenommen werden.

§ 14 
Wahlen

Wahlen werden in geheimer Ab-
stimmung vorgenommen.

§ 15 
Sitzungsniederschrift

(1) Über jede Sitzung der Verbands-
versammlung ist eine vollstän-
dige Niederschrift zu fertigen, 
für deren Richtigkeit der Vorsit-
zende und der Schriftführer ver-
antwortlich sind. 

(2) Die Niederschrift muss Tag, Zeit 
und Ort der Verbandsversamm-
lung, die anwesenden Vertreter 
der Verbandsmitglieder und der 
beteiligten Behörden sowie die 
sonstigen beteiligten Personen 
enthalten. Sie hat den Ablauf der 
Sitzung in der zeitlichen Folge 
zu schildern, wobei gestellte An-
träge aufzunehmen, Beschlüs-
se wiederzugeben und Abstim-
mungsergebnisse festzuhalten 
sind. Die Niederschriften wer-
den getrennt nach öffentlichen 
und nichtöffentlichen Tagesord-
nungspunkten geführt.

(3)  Die Niederschrift ist nach Fer-
tigstellung vom Schriftführer 
und dem Vorsitzenden zu unter-
zeichnen und gilt von der Ver-

bandsversammlung als geneh-
migt, wenn gegen diese keine 
Einwendungen bis zum Schluss 
der Sitzung erhoben worden 
sind, nachdem diese in Umlauf 
gegeben worden ist.

(4) Für die Einsichtnahme und Ab-
schrifterteilung gilt Art. 54 Abs. 
3 GO.

(5) Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen können den Verbands-
mitgliedern im Ratsinfosystem 
zur Verfügung gestellt werden. 
Gleiches gilt für Beschlüsse, die 
in nichtöffentlicher Sitzung ge-
fasst wurden, wenn die Gründe 
für die Geheimhaltung weggefal-
len sind.

§ 16 
Verteilen der Geschäftsordnung

Den Verbandsräten und ihren 
Stellvertretern ist ein Exemplar die-
ser Geschäftsordnung auszuhän-
digen.

§ 17 
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt zum 
01.01.2025 in Kraft.

Daiting, den 25.07.2024 
ZWECKVERBAND ZUR WAS-

SERVERSORGUNG 
DER USSELBACHGRUPPE

Wildfeuer 
Erster Vorsitzender


